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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie (9. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Wolfgang Börnsen (Bönstrup), Gunnar Uldall, 
Hansjürgen Doss, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 14/5137 - 


Herstellung fairer Wettbewerbsbedingungen für die deutsche und europäische 
Werften industrie 


A. Problem 

Einhaltung der „Agreed minutes“ durch die Republik Korea im Bereich des 
Schiffbaus; Anschlussregelung für die Ende 2000 ausgelaufene Verordnung des 
Rates zur Beihilfegewährung für Neu- und Umbauten von Schiffen innerhalb 
der EU bis zur Herstellung fairer Wettbewerbsbedingungen; Prüfung wirkungs- 
voller Sanktionsmöglichkeiten gegenüber der Republik Korea durch die EU- 
Kommission bei weiterer Nichtumsetzung der „Agreed minutes“. 


B. Lösung 

Erledigterklärung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU. 
Annahme einer Entschließung. 

Einstimmigkeit im Ausschuss 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Antrag der Fraktion der CDU/CSU - Bundestagsdrucksache 14/5137 - 

für erledigt zu erklären 

und 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

„Der Deutsche Bundestag unterstützt die Bundesregierung ausdrücklich in ih- 
rer Verhandlungsposition am 15. Mai in der Sitzung des EU-Industrieminister- 

rats in Brüssel und fordert sie auf: 

1 . darauf zu drängen, dass: 

a. die EU-Kommission den ihr vom Ministerrat im November 1999 erteil- 
ten Verhandlungsauftrag mit der südkoreanischen Regierung nachdrück- 
lich und energisch weiterführt, 

b. die getroffenen Vereinbarungen der „Agreed minutes“ von der koreani- 
schen Regierung eingefordert werden, damit koreanischen Werften keine 
Wettbewerbsvorteile von staatlicher Seite gewährt werden, sondern dass 
diese wie ihre EU-Wettbewerber ebenfalls zu Vollkosten kalkulieren 
müssen, 

c. entsprechend dem „Dritten Bericht der Kommission an den Rat zur Lage 
des Weltmarktes im Schiffbausektor“ vom 15. November 2000 bis zur 
Klärung in bilateralen Verhandlungen oder auf dem Klageweg vor der 
WTO gegenüber der Regierung Südkoreas Entschlossenheit demonstriert 
wird und auf eine schnellstmögliche Lösung hingewirkt wird, 

d. neue wirksame Regelungen zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Werften bis zur Flerstellung fairer Wettbewerbsbedingun- 
gen auf dem Weltschiffbaumarkt gefunden werden. 

2. Einfluss auf den EU-Industrieministerrat zu nehmen, damit die Kommission 

a. verpflichtet wird, die oben angeführten Maßnahmen zügig umzusetzen, 

b. im ersten Flalbjahr einen weiteren Bericht zur Lage der europäischen 
Werften und über den Fortschritt der Aktivitäten der Kommission vor- 
legt, 

c. darstellt, welche wirkungsvollen Sanktionsmöglichkeiten bzw. Möglich- 
keiten für einen Einfuhrstopp für bestimmte koreanische Güter es gibt. 

3. einen Sachstandsbericht über die Fortschritte beim Abschluss des Welthan- 
dels-Abkommens im Schiffbau abzugeben. 


Berlin, den 4. April 2001 


Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 


Matthias Wissmann 

Vorsitzender 


Dr. Margrit Wetzel 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Margrit Wetzel 


I. 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU - Bundestagsdruck- 
sache 14/5137 - wurde in der 155. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 8. März 2001 an den Ausschuss für Wirt- 
schaft und Technologie zur Federführung sowie an den Aus- 
wärtigen Ausschuss, den Haushaltsausschuss, den Aus- 
schuss für Angelegenheiten der neuen Länder und den 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
zur Mitberatung überwiesen. 


II. 

Die antragstellende Fraktion weist darauf hin, dass sich der 
Marktanteil südkoreanischer Werften am Welthandelsschiff- 
bau in den ersten acht Monaten des Jahres 2000 auf über 
40 % erhöht habe. Bei dem Marktsegment der Container- 
schiffe sei der Marktanteil Koreas auf über 60 %, im Be- 
reich der Großcontainerschiffe sogar auf 80 % gestiegen. 
Bisher habe sich die südkoreanische Regierung nicht in der 
Lage gesehen, die Maßnahmen gegenüber den koreanischen 
Unternehmen durchzusetzen, welche die EU und die Repub- 
lik Korea im Sommer 2000 im Rahmen der „Agreed 
minutes“ vereinbart hätten. Die Bundesregierung soll aufge- 
fordert werden, bei der EU-Kommission in Brüssel u. a. 
darauf zu drängen, dass diese den ihr vom Ministerrat im 
November 1999 erteilten Verhandlungsauftrag mit der süd- 
koreanischen Regierung nachdrücklich und energisch wei- 
terführt. Bis zu einer Klärung in bilateralen Verhandlungen 
oder auf dem Klageweg vor der WTO sollen die bewährten 
Abwehrinstrumente zum Schutz der EU-Werftindustrie auf- 
rechterhalten bleiben. Ferner soll bei den im Mai anstehen- 
den Beratungen eine Anschlussregelung für die Ende 2000 
ausgelaufene Verordnung des Rates zur Beihilfegewährung 
für Neu- und Umbauten von Schiffen innerhalb der EU bis 
zur Herstellung fairer Wettbewerbsbedingungen gefunden 
werden. Auch soll die Bundesregierung über den EU- 
Industrieministerrat daraufhinwirken, dass die Kommission 
verpflichtet wird, einen Bericht zur Lage der europäischen 
Werften sowie einen Sachstandsbericht über die Fortschritte 
beim Abschluss des Welthandels-Abkommens im Schiffbau 
abzugeben. Schließlich soll die Kommission darstellen, wel- 
che wirkungsvollen Sanktionsmöglichkeiten bzw. Möglich- 
keiten für einen Einfuhrstopp bestimmter koreanischer Gü- 
ter es gibt. 


III. 

Der Auswärtige Ausschuss hat den Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU - Bundestagsdrucksache 14/5137 - in seiner 
65. Sitzung am 4. April 2001 beraten und auf die Abgabe 
eines Mitberatungsvotums einvernehmlich verzichtet in der 
Erwartung, dass sich die Antragsteller mit den Koalitions- 
fraktionen kurzfristig auf einen inhaltsgleichen interfraktio- 
nellen Antrag betreffend Herstellung fairer Wettbewerbs- 
bedingungen für die deutsche und europäische Werften- 
industrie verständigen werden. 


Der Haushaltsausschuss hat den Antrag in seiner Sitzung 
am 28. März 2001 beraten und auf die Abgabe eines Mitbe- 
ratungsvotums in der Erwartung verzichtet, dass sich die 
Antragsteller mit den Koalitionsfraktionen kurzfristig auf 
einen interfraktionellen Antrag betreffend die Herstellung 
fairer Wettbewerbsbedingungen für die deutsche und euro- 
päische Werftenindustrie verständigen werden. 

Der Ausschuss für Angelegenheiten der neuen Länder 

hat den Antrag der Fraktion der CDU/CSU - Bundestags- 
drucksache 14/5137 - in seiner 58. Sitzung am 28. März 
2001 beraten und mehrheitlich beschlossen, die Ablehnung 
des Antrags zu empfehlen. Der Beschluss wurde mit den 
Stimmen der Mitglieder der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU bei 
Stimmenthaltung des Mitglieds der Fraktion der PDS und in 
Abwesenheit des Mitglieds der Fraktion der F.D.P. gefasst. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat den Antrag in seiner Sitzung am 4. April 
2001 beraten und einstimmig beschlossen, die Erledigter- 
klärung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU - Bundes- 
tagsdrucksache 14/5137 - sowie die Annahme des Ent- 
schließungsantrags in der Fassung der Beschlussempfeh- 
lung zu empfehlen. 

IV. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat den 

Antrag der Fraktion der CDU/CSU - Bundestagsdruck- 
sache 14/5137 - in seiner 51. Sitzung am 4. April 2001 ab- 
schließend beraten. 

Die Koalitionsfraktionen brachten im Rahmen der Beratung 
den in der Anlage beigefügten Vorschlag für einen Entschlie- 
ßungsantrag (Anlage 1) ein. Abgeordnete Dr. Margrit Wetzel 
(SPD) erläuterte für die Koalitionsfraktionen, mit diesem 
Entschließungsantrag solle nochmals der Versuch unternom- 
men werden, zu einem gemeinsamen überfraktionellen An- 
trag zu kommen. Voraussetzung sei, dass die Fraktion der 
CDU/CSU bereit sei, ihren Antrag für erledigt zu erklären. 
Abgeordneter Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU) 
erklärte, alle Fraktionen seien sich darin einig, dass die Bun- 
desregierung in ihren kommenden Verhandlungen im Mai 
unterstützt werden müsse, um die der Schiffsbranche dro- 
henden Gefahren abzuwenden. Seine Fraktion könne diesem 
Vorschlag daher zustimmen, wenn man sich einvernehmlich 
darauf einigen könne, dass die Entschließung gemeinsam 
von den anwesenden Fraktionen im Ausschuss für Wirt- 
schaft und Technologie getragen werde und bei der abschlie- 
ßenden Beratung im Plenum am kommenden Freitag ein ge- 
meinsamer überfraktioneller Beschluss des Ausschusses 
vorliege. Abgeordnete Gudrun Kopp (F.D.P.) führte aus, 
auch ihre Fraktion könne dem vorliegenden Entschließungs- 
antrag grundsätzlich zustimmen. Allerdings habe ihre Frak- 
tion Bedenken, dem unter Punkt 4 geforderten Mandat für 
den IWF im Bereich der Überwachung und Bewertung von 
Kreditbedingungen zuzustimmen. Abgeordnete Dr. Margrit 
Wetzel (SPD) erklärte für die Koalitionsfraktionen die Be- 
reitschaft, auf die Aufnahme dieses Punktes 4 zu verzichten. 
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Abgeordneter Rolf Kutzmutz (PDS) erklärte, auch seine 
Fraktion könne sich dem gemeinsamen Entschließungs- 
antrag anschließen. Abgeordneter Wolfgang Börnsen 
(Bönstrup) (CDU/CSU) stellte fest, dass der gemeinsame 
Entschließungsantrag dadurch, dass die Fraktion der PDS 
ihren Antrag auf Bundestagsdrucksache 14/5457 nicht zu- 
rückziehe, sondern weiterhin zur Abstimmung stelle, nur von 
den übrigen Fraktionen getragen werde. 


Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie beschloss 
einstimmig, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, den 
Antrag der Fraktion der CDU/CSU für erledigt zu erklären 
und die in der Beschlussempfehlung genannte Entschlie- 
ßung anzunehmen. 


Berlin, den 4. April 2001 


Dr. Margrit Wetzel 

Berichterstatterin 
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Anlage 1 


Entschließung 


Der Deutsche Bundestag unterstützt die Bundesregierung 
ausdrücklich in ihrer Verhandlungsposition am 15. Mai in 
der Sitzung des EU-lndustrieministerrats in Brüssel und for- 
dert sie auf: 

1 . darauf zu drängen, dass: 

a. die EU-Kommission den ihr vom Ministerrat im No- 
vember 1999 erteilten Verhandlungsauftrag mit der 
südkoreanischen Regierung nachdrücklich und ener- 
gisch weiterführt, 

b. die getroffenen Vereinbarungen der „Agreed minu- 
tes“ von der koreanischen Regierung eingefordert 
werden, damit koreanischen Werften keine Wettbe- 
werbsvorteile von staatlicher Seite gewährt werden, 
sondern dass diese wie ihre EU-Wettbewerber eben- 
falls zu Vollkosten kalkulieren müssen, 

c. entsprechend dem „Dritten Bericht der Kommission 
an den Rat zur Lage des Weltmarktes im Schiff- 
bausektor“ vom 15. November 2000 bis zur Klärung 
in bilateralen Verhandlungen oder auf dem Klageweg 
vor der WTO gegenüber der Regierung Südkoreas 
Entschlossenheit demonstriert wird und auf eine 
schnellstmögliche Lösung hingewirkt wird. 


d. neue wirksame Regelungen zur Sicherung der Wett- 
bewerbsfähigkeit der europäischen Werften bis zur 
Herstellung fairer Wettbewerbsbedingungen auf dem 
Weltschiffbaumarkt gefunden werden. 

2. Einfluss auf den EU-lndustrieministerrat zu nehmen, da- 
mit die Kommission 

a. verpflichtet wird, die oben angeführten Maßnahmen 
zügig umzusetzen, 

b. im ersten Halbjahr einen weiteren Bericht zur Lage 
der europäischen Werften und über den Fortschritt 
der Aktivitäten der Kommission vorlegt, 

c. darstellt, welche wirkungsvollen Sanktionsmöglich- 
keiten bzw. Möglichkeiten für einen Einfuhrstopp für 
bestimmte koreanische Güter es gibt. 

3. einen Sachstandsbericht über die Fortschritte beim Ab- 
schluss des Welthandels-Abkommens im Schiffbau ab- 
zugeben. 

4. Sich dafür einzusetzen, dass der IWF zukünftig das 
Mandat erhält, sich zur Überwachung und Bewertung 
der Einhaltung von Kreditbedingungen auch mit sekto- 
ralen Angelegenheiten zu befassen. 
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